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V.
Verhältnisse der Regierung, der Gesetzgebung und des

Gerichtshofes zu einander. Milirairische und republi¬

kanische Regierung/ und Verschiedenheit der Staats¬
verfassungen nach dem Gesichttpuritt, der die Regie¬

rungen so unterscheiden laßt.

Von einander verschieden sind die drey Hinsichten, unter welchen

der Naturzustand als rechtswidrig erscheint. Der Staat giebt denje¬

nigen, die zu ,hm gehören, einen rechtlichen Zustand; und es sind die«

selben drey Hinsichten, unter welchen dieser Zustand deö Scaalöge-

Nvssen als rechtlich zu denken ist.

Der Staat hat eine Regierung. An der Stelle der Macht

des Einzelnen ist diese Gewalt vorhanden, die jeden seiner Rechte

theilhaftig macht, wenn Andere ihn daran hindern wollen. Er hak

eine Gesetzgebung. Als Repräsentant des allgemeinen Willens

spricht diese die Gesetze von rechtlich verbindender Kraft ans. Der

Staat hat einen Gerichtshof, der im Streite über bas Mein und Dem

des Einzelnen, mit dem Einzelnen, das Gesetz auf den vorliegenden

Fall anwendet, und als öffentliche Urtheilski afk, die Fähigkeit eine

Thatsache für eine vom Gesetz gemeynte anzueikennen, und nach dem

Gesetze, dieser Thatsache die rechtliche Folge zuzueignen, dieser Ein¬

zelnen vertritt.

AlsD
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Als Staatswürden, und ihren Begriffen nach wesentlich
verschiedene Sraatewürden, wird man diese Functionen so bezeichnen:
Die Macht der Regierung ist unwiderstehlich; die Zulässigkeit
deö Gegentheils hebt den Begriff von der Regierung auf, und laßt
an der Vereinigung von Menschen den Staat nicht mehr denken.
Untadelhaft sind die Gesetze der Gesetzgebung; die Annahme des
Gegentheils zerstört den Gedanken von einer gleichmäßigen Ansicht der
Gesetze von allgemeiner ZwangSverbindlichkeit. Unwiderruflich
sind die Erkenntnisse der öffentlichen Urteilskraft. Die Möglichkeit,
das richterliche Erkenntniß aufzuheben, laßt den Staat nicht mehr
finden.

Will man annehmen, daß derjenigen Macht, welche die Re¬
gierung in einem Staats heißt, eine andere Gewalt soll widerstehen
und jene von dieser bezwungen werden können, so wäre nicht jene
die eigentliche Regierung, sondern diese wäre es. Denkt man sich
ferner eine Gesetzgebung, und außer derselben einen von ihr verschie.
denen Censor ihrer Gesetze, dessen Urtheile, und nicht jene Gesetze,
Gesetzeskraft haben, so ist dieser Censor die eigentliche Gesetzgebung.
Und soll man gegen den Spruch eines Richters, einen bessern Spruch
finden können, so ist der eigenlliche Richter derjenige, von dessen
Spruch diejenigen nicht appellircn können, die rin öffentliches RechkS-
urthcil suchen.

Daß diese drey Staatswürden im Verhältniß der Coordi.
Nation stehen, geht aus der wesentlichen Verschiedenheit ihrer
Functionen hervor.

Gleich«
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Gleichwohl ist von diesen drey Staatswürden es doch die Re¬
gierung, welche zuerst gedacht werden muß, wenn ein Staat als
vorhanden gedacht werden soll. Ist die öffentliche Meynung von der
Stelle der höchsten Gewalt gegründet, so sind, wie fehlerhaft sie auch
beschaffen seyn mögen, Gesetzgebung und Gerichtshof vorhanden.
Diese Ansicht der Abhängigkeit der Gesetzgebung und des Gerichtsho¬
fes von dem Daseyn der Regierung, läßt ein Verhältniß der Sub¬
ordination denken, das dem einer Ursache und ihrer Wirkung,
gleich ist. Denn, obgleich in manchen Fällen keine, zwischen der Ur¬
sache und Wirkung abgelaufene Zeit gedacht werden kann, und in die¬
sen Fallen gesagt werden muß, daß mit der Ursache die Wirkung zu¬
gleich vorhanden ist, so ist doch der Verstand immer genöthigt, in
diesen Verhältnissen die Ursache als das priur, und die Wirkung als
das posterius zu denken. So ist es auch mit unsern Gegenständen
beschaffen. Setzt man eine Regierung, so ist mit ihr eine Gesetzge¬
bung und ein höchster Richter verhanden. Will man die letzten setzen,

so führen diese noch keincsweges auf eine Regierung; ja ohne diese zer-
stört sich im Begriffe der ersten selbst dasjenige, was wir mit ihnen
glaubten annehmen zu können.

Auch wird sich jetzt zeigen, daß um die StaatSverfassung im
Verhältnisse zum Zwecke des Staats zu betrachten, die diesem Zweck
besser entsprechenden, von den ihm minder entsprechenden zu unter-
scheiden, und diesen Begriff einzutheilen, eö von den vorgestellten drey
Staatswürden, bloß die Regierung ist, deren innere Beschaffen¬
heit angesehen werden darf.

D 2 Mit
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Mit dem Wesen der Regierung verhält es fick wie mit je¬

dem logischen Wesen. Es ist für jede Regierung eins und dasselbe.

Die öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt ist die»

ses Wesen einer jeden Regierung.

Eine von folgenden zwey Bestimmungen ist mit diesem We¬

ser, der Regierung vereinbar. Die öffentliche Meynung von der

Stelle der höchsten Gewal kann, ihrem Daseyn nach, von der guten
öffentlichen Meynung, von dem Gebrauche dieser Gewalt ab¬

hängen; sie, diese öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten

Gewalt, kann, ihrem Daseyn nach, von der guten öffentli¬
chen Meynung, von dem Gebrauche dieser Gewalt unabhängig

vo> Handen seyn. Das Verhältniß einer Regierung zum Volk kann

so beschaffen seyn, daß die öffentliche Meynung von der Rechtlichkeit

ihrer Handlungen ihr nicht gleichgültig seyn darf, und sie derselben

bedürftig ist. Nach einem zweyten Verhältniß ist diese Beschaffen¬

heit der öffentlichen Meynung, ob die Beherrschten gut oder schlecht

von dem Regenten denken, für die Behauptung seiner Gewalt von

keinen Folgen; die gute öffentliche Meynung wird die höchste Macht

ihm nicht versichern, die schlimme öffentliche Meynung sie ihm

nicht unsicher machen.

x Wir nennen eine Regierung republicanisch, wenn sie in

einem Verhältnisse sich zum Volke befindet, daß ihr, um sich zu be¬

haupten, die gute öffentliche Meynung nicht gleichgültig seyn darf.

Eine Regierung, die frey von diesem Verhältnisse ist, nennen wik

«ine militairische Regierung. , u' :

Die
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Die mi'litairische Regierung ist nicht nothwendig zugleich eine

despotische Regierung. Sind alle Gründe zu einer milikairrschen

Regierung in einem Staate vorhanden, und bringt doch die wirk¬

liche Beherrschung und Verwaltung des Staats Liebe und Vertrauen

des Volks zu seinem Regenten hervor, so ist die Regierung jener

vorhandenen Gründe wegen, welche sie von der guten öffentlichen Mey¬

nung unabhängig machen, freylich militairisch; und gleichwohl ist

der Regent nicht Despot. Seine Regierung ist der Verfassung nach

militairisch, und sie ist dem Geiste nach republicanisch.

Diese Bezeichnung der Begriffe von einer von der guten öf¬

fentlichen Meynung abhängigen, und einer davon unabhängigen Rer

gierung wird man uns gestatten. Freilich wird mit dem Worte Re¬

publik, gewöhnlich eine Skaatsversassnng bezeichnet, nach welcher

die Regierung, entweder aus mehreren Personen zusammengeseht

ist, die als zur Beherrschung gehörend, von den Beherrschten ganz.

l;ch geschieden sind, (arisiocratische Staatsvcrfassung); oder die (ob

eS gleich nur Schein und nicht reelle Wahrheit ist,) in dem Volke selbst

besteht, (democratische SkaatSverfassung). Ob sich gleich in diesen

Staaten der Beherrschte oft nur einer geringen Sicherheit gegen die

Ungerechtigkeit der Beherrscher erfreuen kann, so dürfte doch die ge.

meine Meynung eine größere politische Freyheit von solchen Republi¬

ken erwarten wollen.

Unser aufgestellte Begriff von repnblicanischer Regierung sieht

von jener äussern Beschaffenheit der Regierung gänzlich weg, und

behält bloß das Wesen der Sache; die Abhängigkeit der öffentlichen

Mcy-
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Meynung von der Stelle der böchflen Gewalt von der guten öffent¬
lichen Meynung von dem Gebrauche dieser Gewalt.

Das Gegentheil von dieser republicanischen Regierung nennen
wir eine militairische Regierung. Zu ihrem Wesen gehört
es nickt, daß der Regent seine Macht, d. i. die öffentliche Meynung
von der Stelle der höchsten Gewalt und die Unabhängigkeit derselben
von der guten öffentlichen Meynung von dem Gebrauche dieser Ge-
walt. durch eine Armee behaupte. Die gewöhnliche Beherrschung ei¬
ner Armee ist so beschaffen wie die, welche unser Begriff angiebk,
und eben darum mag eine militairische Regierung den Gegenstand
dieses Begriffs bezeichnen.

VI.
Die Begriffe von militairischer und rcpublicanischer Regie¬

rung sind Ideen. Keine vorhandene Regierung ent¬
spricht diesen Begriffen vollständig.

Indem wir die republicanische von der militairischen Regierung,
durch die Abhängigkeit der ersten, und die Unabhängigkeit der zwey.
ten von der guten öffentlichen Meynung unterscheiden, dadurch daß
es dem Regenten nach der republicanischen Regierung, will er sich auf
seinem Thron erhalten, zuthun seyn muß, das Vertrauen der Be,
herrschten zu seiner Gerechtigkeitöliebe zu besitzen, und daß der ml-

litai-
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Mainsche Regent diese Rücksicht bey Seite sehen kann, haben wir,
wie man leicht sieht, diese einander entgegen stehenden Begriffe, bloß

als Ideen vorstellen wollen.

Wir raumen ein, daß es eine militairische Regierung in der
vollständigen Bedeutung des Worts, diesem Begriff vollständig ent-
sprechend, nie gegeben hat, und es eine solche Regierung auch nicht
geben kann. Wird ein Dogen zu stark gespannt, so bricht er. Aehn-
licher Art muß daö Schicksal de« vollständigen Despoten seyn, vor
dessen ungerechter Gewalt sich Niemand sicher findet. Wenn jeder

Einzelne den Augen j'dcs Andern die Ueberzeugung ansieht von dem

unglücklichen Verhängnisse, das ihm seine Regierung bereitet, die
Ueberzeugung, daß ihm diese Regierung nicht Freyheit von ungerecht

ten, Zwange schaft, sondern eine solche Freyheit gänzlich vernichtet,
so kann bey diesem Zustande der Ueberzeugungen der Einzelnen, eine

öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt nicht be¬

stehen.

Doch kann freylich despotisch und mi'litakrifch, ein schon zur
Verzweiflung gebrachtes Volk, noch durch ein Militair beherrscht

werden. Und allerdings ist dieses Instrument in der Hand des Des¬

poten, vielleicht das wirksamste, um seine Regierung, der aufgestell-

len Idee von einer militairischen Regierung so nahe als möglich zu

bringen. Denn eine kleine, in Waffen geübte Schaar, den Zwecken

eines Einzigen angemessen geordnet und vertheilt, beweglich und ihre
Bewegungen nach seinem Willen einrichtend, nimmt es mit einer
großen Menge auf; und freylich wird in dieser größer» Menschen¬

menge der Octfl; t)C8 Widerstandes nicht aufkommen, so lange der

E Glau-
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Glaube allgemein ist, daß die dem Despoten dienstbare Armee ihren

Widerstand bekämpfen, und daß der Versuch ihm z» widerstehen, ihr
Drangsale zuziehen wird, die alles Elend, das sie bis jeht erfahren
hat, übertreffen. Aber, ob wir gleich die Benennung dieser Art von
Regierung vom Militair entlehnen, so ist es doch zweifelofrey, daß

trotz aller Erfindungen, ein Militair militairifch zu beherrschen, eine

so gesinnte Regierung genöthigt bleibt, eine ihr zukhäkige Stimmung
der Soldaten sich zu erhalten, und die öffentliche Meynung derselben

nicht den Character annehmen zu- lassen, daß sie selbst höchst elend, und

daß sie bestimmt sind und gebraucht werden, Andere höchst elend zu

machen.

Auch eine republicanische Regierung, der vorgestellten Idee
gänzlich zusagend, kann es nicht geben, eine Regierung nämlich die

mächtiger ist, alö der Widerstand eines jeden, der si-ine Schuldigkeit

nicht von selbst leisten will, und die, von der Furcht bas öffentliche

Vertrauen zu verlieren und sich zu vernichten, selbst beherrscht, ohn¬

mächtig wäre, selbst unrecht zu thun. Denn ist eine öffentliche Mey.
nnng von der Stelle der höchsten Gewalt im Volke vorhanden, so ist

nach keiner Staatöverfassung eine plötzliche Umwandlung dieser öffent¬

lichen Meynung, als eine unmittelbare Folge von der öffentlichen

Kunde einiger Gewaltthätigkeiten des Regenten und dem Mißtrauen
gegen ihn, das diese Kunde bewirkt, auch nur denkbar.
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VII.
Von den Gründen in der Verfassung, welche eine republi¬

kanische Staatsbehcrrschung bewirken, und von den

Fundamenten einer militairischen Regierung. Erste
Fundamente der einen und der andern Regierung.

Staaten, die dm Begriffen von militairischer oder von republi-

canischer Regierung vollständig entsprechen, giebt es nicht. Aber in
einer Staatsversossung können Gründe vorhanden seyn, die mehr

auf eine republikanische Regierung, in einer andern solche Gründe die

mehr auf eine milrtairische Regierung hinwirken.

Wie die öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Ge¬

walt — bslß wahre Wesen der Staaksbeherrschung — durch gewisse

Gründe an dos Volkvvertrauen gebunden, und wie sie durch Gründe

von enrgegmges hker Art, frey und unabhängig von diesem VolkS-
verlrauen vorhanden seyn kann, das ist zu zeigen.

Der bekannte Kunstgriff orientalischer militairischer Regieruugen,
sobald Unruhen in der Armee und im Volke entstehen, und Unzu-

friedenht-ik mit der Regierung sich laut äußert, diejenigen Prinzen

schnell aus der Welt zu schaffen, die für die Thronfolgerstn der öffent¬

lichen Meynung gelten, ist eine zweckdienliche Maaßregel dieser Re.

gierunqen. Sie entzieht der öffentlichen Meynung von der Stelle dcr

höchste,, Gewalt, den Anziehungspunct, gerade in dem Augeublick,

wenn sie aufgelegt ist, die gewohnte, ihr bisher dafür gegoltene Stelle
zu verlassen. Der ihrem Untergänge schon nahen Regierung gelingt

Es es
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es so, sich wieder zu ermannen. Obgleich durch neue Verbrechen dem

Volke jetzt noch verhaßter, wird sie die jetzt ohne SüMmlungSpunct

sich befindende öffentliche Mchnung, aufö neue an sich ziehen. Indem
sie so diejenigen, die sich als Uebertraqer der öffentlichen Meynung

auf eine andere Slclle gerieten, plötzlich irre macht, behauptet sie

sich selbst, und nach den Umstanden wird sie jenen entweder Amnestie

Versprechen, oder sie als Aufrührer und Empörer bestrafen.
Diese Erscheinung läßt den Grundsatz und das Fundament ml»

Il'tai'rischer Regierungen erkennen: keine Stelle neben sich zu dulden,

die, wenn das öffentliche Vertrauen dem Regenten schwinden, und die

öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt ansgelegr seyn

sSllte, den Regenten zu verlassen, das eine und die andere und damit

die höchste Her« schergewalt an sich zu ziehen, geeignet wäre.
Eben diese Erscheinung führt zu dem Fundament republicani.

scher Regierungen. Ein wesentlicher Bestandtheil ihrer Verfassungen

ist das Daseyn einer Stelle, die wegen ihres Verhältnisses zur Na.
tion, öffentliches Vertrauen zu haben, und bermaaßen darin zu wach.

ftn geeignet ist, als die Handlungen des Regenten das Vertrauen der

Nation zu ihm vermindern; einer Stelle, die, obgleich wesentlich ver.

schieden von der Stelle der höchsten Gewalt, diese, doch dann wer-

den kann, wenn die Nativ» an dem Regenten, den Verletzer der

Volksrechte jemals erblicken sollte.

Von der Regierung und von allen Regierungshandlungen ist

diese, als erstes Fundament republicanischer Verfassungen, bc«

zeichnete Stelle, und sind ihre Functionen gänzlich verschieden.

Denn die Regierung ist eine Staalöwürde. Wie könnte mit die«

sein
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sein Begriff sich ein Artikel der Constitution vertragen, wonach eine

andere Stelle, mit höchster Gewalt versehen, um den Regenten seiner

Würde zu entsetzen und den Despoten zu bestrafen, der seine Gewalt
mißbrauchte, der Regierung zur Seite seyn sollte? Die öffentliche

Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt müßte für diese zweyte

Stelle ursprünglich vorhanden seyn; sie müßte der Thron seyn, und

werden Namen Renen t führt, befände sich nicht auf demselben.

Ein Artikel in der Constitution von dieser Art würde eine Anstn-

Niing an die Nation in sich begreifen, daß sie nicht zum Gehorsam, son,

dcrn zum Widerstande sich verpflichtet denken soll, gegen de» Regenten,

der seine Pflichten übertritt. Aber wie kaun der Einzelne dieser An-
slnnung Genüge leiste», so lange er von der noch bestehenden öffentli'-

chen Meynung in Ansehung der Stelle der höchsten Gewalt versichert

ist? Derselbe Artikel würde die Unterthanen verpflichten wölken, sich
als Beherrschte von einem andern Beherrscher anzusehen. Als wahre

Ungereimtheiten erscheinen diese Ansinnungen, - sofern man das Wesen

der Beherrschlmg, die öffentliche Meynung von der Stelle der hoch»

sten Gewalt im Auge behält.

Selbst die Pflicht des unbegrenztleidenben Gehör,
sam ö gegen einen Beherrscher, der auf mancherley Art der Verbind¬
lichkeit entgegen, die ihm die Constitution auflegt, den Unterthan be¬

drückt, kann nicht bezweifelt werden. Man nehme an: er besteuere

die Reichen, zwinge sie zu Anleihen, er handele so und aus andere

Weift de» Versprechen entgegen, wodurch er der Nation sich verbind-
lich erklärte. Der Unterthan, den diese Eigenmächtigkeiten des Re¬

genten ergreifen, und der von dem noch immer bestehenden Daseyn der

offen k.



öffentlichen Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt versichert

ist, was kann er diesen Ungerechtigkeiten entgegensetzen wollen? NrchtS

Anders wird man antworten können, als: er müsse diejenigen aufsuchen,

die so wie er, Ungerechtigkeiten von dem ihnen allen verhaßten Regen¬

ten erduldet haben. und noch mehr zu dulden befürchten, um gemein¬

schaftlich mit ihnen über dieses öffentliche Elend zu klagen, nach Hülfe

sich umzus hen; und — was ihm und ihnen vielleicht gelingen kann —

die öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt zu erschüt¬

tern und sie zu vernichten. Kann man anstehen, diesen Versuch, sich

zu rächen und sich zu helfen, für ein Verbrechen zu halten ? Einen

Zustand, der noch schlimmer als der Naturzustand unter Menschen

ist, den Zustand der Theilung der öffentlichen Meynung von der Stelle

der höchsten Gewalt, den der Anarchie, herbeyzuführen, dazu ist die¬

ser Versuch geeignet. Kein Unternehmen kann dem Rechtsbegriffe so

entgegen seyn, als eö dieses ist. Gelingt es den Empörern, die öf¬

fentliche Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt, ungetheilt

auf eine andere Stelle zu leiten, so kann es ihnen nicht gelingen, die»

ser öffentlichen Meynung, diejenige Festigkeit und Sicherheit wieder

zu geben, die der Begriff von Regierung verlangt, und die mit der

Festigkeit und Sicherheit des RechtSzustandeS selbst einerley ist. Ge»

rath die öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt in

einen librirenden Zustand, so ist der Zustand der wieder erhaltenen

Ruhe, worin wir sie wahrzunehmen glauben, oft nur scheinbar; ein

kleiner Stoß giebt ihr aufs neue heftige und zerstörende Bewe¬

gungen.

Der unbegrenzte leidende Gehorsam ist also allerdings einePflicht.
Er
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Er ist die Pflicktt: den Rechtsverhältnissen unter Menschen nicht ihr
Fundament und ihre Realität zu entziehen. Denn der Naturzustand
und der der Anarchie eines Volks sind die Zustände, in welchen die

Verhältnisse der Menschen zu einander, unter NechtSgesetze so gut
wie gar nicht gestellt werden können.

Aber einen unbegrenzten thuenden Gehorsam be-

Häupten, das heißt: die herrlichste Anlage des menschlichen Geistes

verkennen Denn des Vermögens, jede Ansinnung zur Uebcrtrctung
unserer Pflicht abzuweisen, diesen festen Willen der Androhung deö

größten Elends entgegen zu sitzen, und ihn in sich unerschütterlich zu

erhalten, ist sich jeder Mensch bewußt, und er ist sich daran seiner

Willensfreyheit, dieser ihm angebornen Menschenwürde bewußt. Den
unbegrenzten thuenden Gehorsam, dem Soldaten als Pflicht vorzu¬
stellen, diese Moral ist despotisch gesinnten Regenten, die durch Sol¬
daten, militairisch ihre Völker beherrschen mögen, sehr gelegen»

Welche Gründe für eine solche Theorie angeführt werden können, sie

werden Gründe seyn, die dem Geiste dieser Regierung zusagen. Die
vorgeschützte Nothwendigkeit des unbegrenzten thuenden Gehorsams,

der vom Soldaten als Pflicht anerkannt werden müsse, ist keine an¬

dere, als daö Bedürfniß dieser Regierungen, von der guten öffentlichen

Meynung ihre Herrschcrgewalt unabhängig zu behaupten und an dem

Soldaten ein desto sichereres Werkzeug ihrer Willkühr zu hoben.

Der leidende Gehorsam des Unterthans ist eine Pfiichl; und -

mag auch der Despot in ungerechten Beschluss« gegen das Volk, mag
er in Mißhandlungen gegen den Einzelnen fortschreiten, es kann die,
ser Pflicht doch keine Grenze gesteckt werden, so lange mit der von der

Stelle

l
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Stelle der höchsten Gewalt vorhandenen öffentlichen Meynung, ein

rea.tlicher Zustand des Volks vorhanden ist.

Aber die Thorheiten und Ungerechtigkeiten eines Regenten kön¬

nen diesen Zustand auf mancherley Weise zerrütten. Laß diese Zer¬

rüttung desjenigen, was das Rechtliche des Zustandes der Manschen

in ihren Verhältnissen zu einander, bewukt, groß werden, die Ge¬

setze, nach welchen Rechte gegen einander bisher erworben und ge¬

habt wurden, lasten sie unsicher werden, und volle Wtllkühr Stakt

ihrer eintreten , laß in Rechtöstreitigkeitcn der Einfall und die Glinst

oder Mißgunst des Despoten für Erkenntniß nach Gesetzen gelte», sey

eine Polizey , welche die Theilhaftigkeit der Rechte einem jeden sicher«

soll, so gilt wie gar nicht mehr vorhanden, dann ist der Zustand da,

daß ohne Verabredungen sich die Menschen unter einander verstehen

und bereit sind, das Sklavenjoch abzuschütteln; und eine vorzügliche

Person, von welcher die Verbesserung des Rechkezustandes erwartet

werden kann, wird nur gesehen werden dürfen, um den Gedanken an

sie, als an den Retter vom Tnranneu, im Volke zu erwecken; sie

wird sich als den Gegenstand der öffentliche» Meynung sehen, und

die öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt wird

auf sie übergehen; sie wird sich als den höchsten Gebieter betragen,

aus keinem andern Grunde, als weil sie von der Unterthänigkeit

eines jeden versichert ist.

Damit anch bey minderer Veranlassung zur öffentlichen Un¬

zufriedenheit, keine Stelle vorhanden sey, die, mit dem öffentlichen

Zurrauen, zugleich die öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten

Gemalt an sich ziehen könnte, das wird stets eine Houptsorge mili-
tairi-
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(sliriscfifr Regierungen seyn. Eine solche Staatsverfossung kann eine

solche Stelle nicht dulden.
Eine republicanische Verfassung hat an der Repräsenta-

tion des Nationalwillens diese Stelle.
Eine Gesetzgebung, bestimmt durch die Constitution, was als

allgemeine Zwangsverbindlichkcit allgemeines Wohl hervorbringt und
die Gegenstände des allgemeinen Willens auszudrücken, deren Ursprung

nii« dem Volk, die Art und Weise wie sie zusammengesetzt und orga.

nisirt ist, das Privatintereffe ihrer Glieder an das allgemeine Interesse

bindet, diese Gesetzgebung ist freylich durch keinen Artikel der Consti¬

tution berufen, zu irgendeiner Zeit, und nach irgend welchen Ereig¬

nissen , die Nation zu beherrschen und dem Regenten zu gebieten.

Wer wird auch so ungereimt seyn wollen, früher zu gebieten als bis er

des Gehorsams versichert ist?
Ereignisse, da der Regent den Gesetzen zuwider handelt, die

seiner Willkühr Grenzen setzen und ihm Verbindlichkeiten auflegen soll¬

ten , werden die Nanonalrepräsentation zu Vorstellungen veranlassen,

die im Namen des Volks, das sie vertritt und das er beherrscht, an¬

gemessen dem Verhältnisse der Unterthanen zu ihrem höchsten Befehls¬

haber, und der Einsicht angemessen, daß sein Ansehen im Volke,
daß die öffentliche Meynung von ihm, als von der Stelle der höchsten

Gewalt, den bürgerlich Zustand erhält, abgefaßt, um Abstellung

solcher gegründeten rrden bitten werden. Neue Veranlassun¬

gen zu gleichen Beschwerden, werden dringendere Vorstellungen be¬

wirken. Die Nation, die Uebel fühlend, die eine eigenmächtig oder

schwach handelnde Regierung ihr verursacht, und das Betragen jh,
rer würdigen Repräsentanten wissend, wird die Hoffnung von ihren

Uebeln befreyt^u werden, auf ihre Repräsentanten setzen. Indem
diese Nationalversammlung im öffentlichen Vertrauen zunimmt, wird
der Regent darin abnehmen; sie kann endlich diese Zuversicht zu ihr,
als eine öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt er¬

blicken; sie wird zu gebieten anfangen, dann erst, wenn sie. des Ge¬

horsams ihrer Befehle versichert ist.
Diese Veränderung der Dmge, diese Umwandlung der öffenrli«
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chen Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt kann nach dieser
Verfassung, wenn Ursachen von der beschriebenen Art wirksam sind,
entstehen. Die Verstärkung dieser Gründe, wird diesen Erfolg ver-
sichern. Aber im Zustande einer von ollen Seiten weise angelegten
Constitution , werden diese Ursachen nicht aufkommen, und diese Um¬
wandlung der öffentlichen Meynung wird nicht erfolgen. Denn der
Regent, der dieses Erfolgs seiner Eigenmächtigkeiten bewußt ist, wird
sich derselben enthalten. Daß er nur im Vertrauen seines Volks groß
und mächtig seyn kann, nur durch dieses öffentliche Zutrauen fein Thron
unerschütterlich ist, das weiß er; und er wird dieses öffentliche Ver¬
trauen zu verdienen, es sich zu erhalten suchen; und seinen Thron wird
die Gesetzgebung nicht erschüttern wollen und nicht erschüttern können.

In einer Unterredung Carl'ö 11 . von England mit dem berühm¬
ten Staatsmann und Philosophen Sir William Temple führte die¬

ser dem Könige die merkwürdigen Worte zu Gemüth : A King of
England , who will be the man of his people, is the greatest
King of the world; but if he will be any (hing morc, he is nothing
at all! Auch sagt Friedrich der Große in dem Examen du krince
de Machiavel ( Chap. XVH ) : Je dis cjue la mode des seditions
et des re'volutions paroit etre cntierement finie de nos jours;
on ne voit aucun royaume, excepte' l’Angleterre, ou le Roi ait le
inoindre sujet d’appre'hender de ses peuples: encore le Roi en Angle-
terre n’a rien a craindre , si ce niest lui , qui souleve la tempete.

VIII,
Zweyte Fundamente der einen und der andern

Regierung.

Bekannt sind die Gedanken der Philosophen von einem Verelni-
gungSvertrage und einem UnterwerfungSvertrage, wodurch Viele Ein
Volk zu seyn, einander sich versprochen, und Ein Staat zu seyn,
beschlossen, und zu diesem Ende, die Pflicht der Unterthänigkeit, einem

Re«
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Regenten angelobt haben. Man kann dieser Vorstellungsart Raum
gestalten, wenn die Absicht mit ihr nickt weiter geht, als ein Regulativ
dem Verstände zu verschaffen, um verschiedene Rechtsverhältnisse leicht
zusammen fassen zu können; so etwa, wie in der Physik manche söge«

nannte Hypothesen, z. B. die Erklärungsarten der electrischen Erschei«
nungen auch nicht wohl mehr als Regulative sind, um die Uebersicht
und die Anzeigen dieser Erscheinungen zu erleichtern. Nimmermehr
darf diese Vorstellungsart bis zu dem Gedanken erweitert werden, daß
von diesen wirklich geschlossenen Verträgen, das Daseyn der Pflichten
abhänge, in welchen der Staatsbürger dem Staatsbürger, und sie als
Unterthanen ihrem Regenten verbunden sind. Nichts als die öffent¬
liche Meinung von der Stelle der höchsten Gewalt macht den Staat
vorhanden; und der Blick ans diese, die Ueberzeugung von ihrem Da«
seyn, und nicht geschlossene Vertrage sind der Grund von Pflichten die
der Staatsbürger und der SeaakSunkerkhan hat, die jeder hat, dessen

Leben in die practischen Verhältnisse derjenigen greift, die an dieser oft
fentlichen Meynung Theil nehmen.

Mag ein Unterwerfungsvertrag wirklich geschlossen seyn, mag
eine Nationalrepiasenkation, mag das Volk selbst, das Versprechen
desjenigen, dem eö sich unterwirft, daß er die durch Gesetze bestimmten
und vorhandenen Reckte des Volks nicht verletzen werde, angenommen
haben, und mag dieser Regent selbst und im Voraus, von der Pflicht
der Unterthänigkelt, daö Volk für den Fall, daß er diese Volksrechte
verletzen würde, freygesprochen haben: so kann als rechtliche Folge von
diesen Verträgen, die Empörung des Volks gegen den Regenten doch

nie angesehen werden. Eine Aufkündigung des Gehorsams gegen den
Regenten von

'Seiten
des Volks, kann sie in ihrem Anfange etwas

Anders als ein Wirken auf die öffentliche Meynung seyn, diese von der
Stelle der höchsten Gewalt abzulenken? und das glückliche Fortschrei¬
ten dieser That, da sie das wird, was ihre Benennung bezeichnet, ist
sie was Anders, als eine Theilung der öffentlichen Meynung von der
Stelle der höchsten Gewalt? ist sie nickt wirkliche Anarchie? Mögen
Gesetze den Regenten dazu berechtigen oder nicht, ohne Zweifel han¬
delt er recht, bafern es ihm gelingt sich auf seinem Thron zu behaupten,

F s die-



4°
diejenigen, die ihm als Aufwiegler bekannt sind, welche die öffentliche
Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt ihm zu entwenden such.
ken zu bestrafen , und, obgleich nach keinem Gesetze, eine Strafe ihnen
anzuthun, die dem Zwecke, den Geist der Empörung im Volke zu er-
sticken, angemessen von ihm geholten wird. Es ist die rechtliche Der-
nunft selbst, die, im Staate zu seyn gebietet und jede Störung der öf¬
fentlichen Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt verbietet, die
ihn mit Empörern so zu verfahren, berechtigt, mögen diese im Geist
der Constitution gehandelt, und hiernach immerhin kadelfrey gehandelt
haben.

Aber es giebt eine andere Ansicht von diesen Versprechen eines
Regenten beym Antritt seiner Regierung, die diese Versprechen, in
Verbindung mit einer wohlbeschaffenen Nationalrepräsentalion, als
das Fundament einer republikanischen Regierung ansehen läßt.

Wenn diese Versprechen sich als Grundsätze betrachten lassen,
nach welchen die Erkenntniß dessen, was darunter fällt, oder was ihnen
widerspricht, leicht und sicher ist, und wenn sie so beschaffen sind, daß
ihre gewissenhafte Beobachtung, dem Nationalinkeresse stets günstig,
ihre Vernachlässigung und Verletzung, diesem Interesse stets entgegen.
ist, und wenn von jedem Verstände, diese Versprechen des Regenten,
als solche Grundsätze, und seine Handlungen in dem Verhältniß zu
denselben auf einerley Art angesehen werden müssen, so werden Ein.
Helligkeit deö öffentlichen Urtheils über den Regenten und über die Ma-
ximen seiner Regierung, die natürliche Folge von kiesen Versprechen
und von der Art seyn, wie er in Ansehung derselben sich verhält.

Wir wollen einige solcher Versprechen nennen, an welchen die
angegebenen Bestimmungen sich leicht erkennen lassen.

Daß der Regent die Nationalversammlung zur vorgeschriebenen
Zeit berufen werde, ist ein solches Versprechen. Erkennt man die
Nothwendigkeit einer Nationalrepräsentation um eine Lepublicanische
Regierung zu haben, so muß auch das Versprechen des Regenten, sie
zu berufen, für nothwendig gehalten werden. Aller Einwirkung auf
die Wahlen zu dieser gesetzgebenden Versammlung sich zu enthalten,
muß der Regent versprechen. Di« Initiative der Gesetze muß dieser

ge.
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gesetzgebende Körper haben. Auf die Art und Weise, wie er sich be¬
rathet, auf die Reden der Glieder der Versammlung, wie sie sich über
die Staatsverwaltung äußern und Mittel vorschlagen, dem öffentlichen
Uebel abzuhelfen, muß keine Hinsicht ans die Regierung, 'keine Be-
sorgniß dem Regenten zu mißfallen, stöhrenden Einfluß haben. Man
kann nicht anstehen, das Versprechen des Regenten, das dieser Forde¬
rung genugkhut für nothwendig zu halten. Wenn gleich Krieg und
Frieden, in dem Verhältnisse des Staats zu andern Völkern zu be-
fchliessen, dem Regenten allein, die Constitution das Vermögen und
das Recht zueignet, und es auch weise ist, diese ihm zuzueignen, so

wird sie doch mit nicht weniger Weisheit, der Nationalrepräsentation
das Recht beylegen, von der Regierung die Beweggründe zu verlangen,
die sie zu dem einen oder zum andern bestimmten, und von ihr die
Kenntniß der schon gehobenen oder noch vorhandenen Gefahren des
Vaterlandes zu verlangen. Von der Anwendung der öffentlichen Ein»
fünfte, der Nationalrepräfentation und dem Volke selbst, in öffentli¬
cher Schrift, Rechnung abzulegen, muß zu den Pflichten der Regie¬
rung gezählt werden. Keinem Unterthan irgend ein Uebel als Strafe
zuzufügen , das ihm nicht nach Gesehen und durch richterliches Urtheil
zuerkannt worden — die freye, von dem Einflüsse der Regierung un¬
abhängige richterliche Function, ist ein Stück des öffentlichen Rechts
eines Volks, wenn feine Regierung republicanifch seyn soll — dieses
Versprechen des Regenten darf nicht fehlen, dafern die Staatsverfas¬
sung republicanifch seyn soll.

Verletzt ein Regent diese dem Volke gegebene Versprechen,
schreitet er jn Verletzung dieser, in eben diesen Versprechen bestimm¬
ten Volkörechre fort, so kann die Meynung im Volke über die Staats¬
verwaltung und die Absichten des Regenten nicht unsicher und getheilt
vorhanden seyn. Zu seiner Repräsentation wird das Volk Hinblicken
und von ihr Hülfe erwarten. Diese Volksrepräsentation wird die
schlechte Staatsverwaltung tadeln, sie wird dem Regenten ihre und des
Volks Beschwerden vorlegen. Der Regent wird den Stoß empfinden,
der seinem Throne widerfährt.

An Englands Regierung kennen wir, der zwey vorgestellten und
hier
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hier vorhandenen Fundamente wegen, eine republikanische Regierung.'
Seine Parlamenter sind seine Narionalrepräsention ;' Versprechen von
der beschriebenen Art giebt derKönig beym eintritt seiner Regierung,—
die Constitution begreift sie, welche der König aufrecht zu halten be¬

schwört. Ein Englischer Monarch, ob ihm gleich eine Nationalnprä»
sentatwn zur Seite ist, führt ruhig den Scepter; keine Furcht vor ei¬
ner Revolution beunruhigt ihn, jo lange er gewissenhaft die Verspre¬
chen leistet, die er beschworen hat. Wie aber könnte dem Monarchen
auf dem Englischen Thron der Entschluß kommen, diese Grenzen sei¬

ner Willkühr überschreiten zu wollen, da er die Ueberzeugung in Han¬
den hat, daß die öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Ge¬
walt, von Niemanden, auch nicht vom Parlamente usurpirt werden
kann, so lange seine Willkühr sich innerhalb der Grenzen hält, welche
die Constitution ihr vorschreibt? Nach dieser Constitution ist die Re¬
gierung, eine der Person des Königs so vollkommen zustehende Staatö-
würde, als die Gesetzgebung eine Staatswürde der Repräsentanten der
Nation ist. Ein integrirender Theil der lehtern ist der König; aber
die öffentliche Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt umgiebt
den König allein. Keinen Theil an der Regierung hak das Parlament;
Noch weniger ist es eine Macht die den König zwingen könnte. Auch
ist es nicht die anerkannte Pflichrgesinnung des Könige und seiner Mi¬
nister, worauf sich die öffentliche Ueberzeugung gründet, daß die Re¬
gierung die Constitution nicht verletzen werde. Was die Constitution
nicht sagt, und keine Constitution sagen darf, aber von selbst und ganz
natürlich der Erfolg von Eigenmächtigkeiten der Regierung, die das
öffentliche Vertrauen zu ihr vernichten, seyn muß, ist: das Parla¬
ment wird die Stelle des Königs einnehmen, und als höchster Be¬
fehlshaber handeln, weil im Fortschreiten dieser Eigenmächtigkeiten,
es selbst im öffentlichen Vertrauen wachsen, und des allgemeinen Ge¬
horsams versichert werden wird. Auf dieser Kenntniß beruht dort die
Ueberzeugung von der Festigkeit und Unverletzbarkeit der Constitution.

Die Wahrheit: man muß Gott mehr gehorchen, denn den
Menschen, erhält in Staaten von republikanischer Verfassung eine
Sicherheit und Bestimmtheit, welche sie in Staaten unter niilicairi-

schen
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schen Regierungen nicht haben kann. Denn verletzt derRegent durchsei«
ne» Minister ein der Nation gegebenes Versprechen, so wird auch dieser,
von seinem Gewissen genöthigt, seinen Gehorsam für ein Verbrechen hal«
ten müssen. Die Verantwortlichkeit des Staatsbeamten wegen solcher
Handlungen, darf die republicanijche Constitution wohl aussprechen.
Widersinnig und das Wesen der.Volkebeherrschung verkennend beweist
sich die Constitution, die den Regenten selbst für verantwortlich erklärt»
Aber der Vorwurf der Ungereimtheit trifft die Constitution nicht, die,
constitutionöwidrige Befehle des Regenten zu vollziehen, dem Staats¬
beamten verbietet, und ihn mit Verantwortlichkeit und Strafen be¬
droht. Ob der über den angeklagten Minister zu erkennende Richter,
aus der Nationalrepräsentation genommen werden dürfe, das mag
zweifelhaft!eyn Daß aber der Regent auf das über ihn zu fallende
Urtheil keinen Einsiuß haben dürfe, das ist von selbst klar. Diese
Handlung der Gerechtigkeit, auch selbst die Vollziehung des Urtheils
gegen den Strafbaren führen nichts bey sich, das mit der öffentlichen
Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt, im Widerspruch wäre,
obgleich ihr Ausgang, — welches man einräumen muß, — zur
Schwächung des Vertrauens der Nation zu ihrem Regenten, und im
schlimmsten Fall, zur Umwandlung der öffentlichen Meynung von der
Stelle der höchsten Gewalt allerdings führen kann. Kann aber ver«
mulhet werden, daß ein Regent, der solche Folgen constitutionöwidrir
ger Handlungen kennt, so handeln, und daß er für solche Befehle dienst¬
fertige Beamte finden werde?

„Aus der merkwürdigen Revolution, sagt Hu me gegen den
Schluß seiner Geschichte Großbrittanniens unter Carl!, während die¬
ser Periode, können wir die nützliche Lehre ziehen, welche Carl selbst,
inseinen letzten Jahren daraus abnahm, daß es sehr gefährlich für
Fürsten ist, mehr Autorität sich anzumaßen, als ihnen die Gesetze
bewilligen."

Die Unbestimmtheit und Ungewißheit der Prärogative der Krone
und der des Parlaments, nach der Constitution, zu jener Zeit, ver¬
anlaßten die Fehltritte des unglücklichen Königs, und veranlaßten die
Anarchie und den Bürgerkrieg. Aber diese für die Nation selbst, un-

au?.
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«mssprechlich traurigen Ereignisse, haben sie gelehrt, die Quelle dieser

Uebel zu verstopfen, und diesen Mängeln der Constitution abzuhelfen.
Will die Constitution eine milikairische Regierung, so wird sie

dem die Negierung antretenden Regenten nicht ansinnen, daß er durch
Versprechen und Zusagen sich der Nation verpflichtet erkläre; oder,
giebt er sie nach hergebrachtem Gebrauch, so werden die Gesetze, die er
zu halten verspricht, unbestimmt und von sehr weitem Sinne seyn

müssen, damit es ihm leicht werde, jede wahre despotische That mit
diesen Gesetzen in Uebereinstimmung vorzustellen. Hat die Nation bey
so unbesiimmten Versprechen des Regenten, noch eine Ncuionalreprä.
sentation, so ist sie, — am meisten unter einem Regenten, dem der
Muth fehlt, dieses vorhandene Hinderniß einer M'likairischen Regie,
rung zu vernichten, und dem die Nationalrepräsentation eö anmerkt,
daß er zu neuen Zusagen vermocht werden könne, und der auch wirk-
lich diese, vielleicht dem Wesen einer jeden Regierung widerstreitenden
und unweisen Versprechen thut — in der größten Gefahr, das schreck,

lichste der Uebel, die einem Volke begegnen können, Anarchie über sich
zu bringen. Treten andere Umstände dazu, die auf die öffentliche und die
Privakmeynung des Regenten wirksam sind, z. B. religiöser Aberglau«
den, oder unbestimmte und dunkele Begriffe von politischer Freyheit,
wie denn diese Ursachen in den merkwürdigen Zeiten der Englischen Re»
volution unter Carl I. und der Französischen unter Ludwig XVI. be«

sonders wirksam waren, so wird ein gleicher Erfolg fast mit Zuverläs¬
sigkeit vorher bestimmt werden können.

XI.
Dritte Fundamente der republicanischen und der

milnairischen Regierung.

Wenn über alle Gegenstände des öffentlichen und des Privat«
rechts sich frey zu änssern, und auch des wirksamsten Mittels der Ge«
dankenmitcheilung, nämlich der Schrift sich zu bedienen, um seine

An-
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Ansichten und Gedanken über diese Gegenstände öffentlich zu machen,

eS jedermann erlaubt ist, so ist mit dieser Freyheit die Möglichkeit vor¬

handen, wahre Ansichten, wirkliche und klare Erkenntnisse von diesen

Dingen hervorzubringen, und sie gleichsam z» Tage zu fördern. Nimmt
man auch eine Gesetzgebung von einer möglichst beßren Beschaffenheit

an, deren Entstehung aus dem Volke und die Art, wie ihre Theile zu-

sammengeseht sind, nichts zu wünschen übrig lassen, so gehört sie doch

zum Volke. Die Erkenntnisse der Gegenstände des allgemeinen Wil¬
lens kann sie nur sofern haben, als diese Erkenntnisse sich im Volke be¬

finden. und auch der Weg zu ihnen zu gelangen, ein im Volke betre¬

tener Weg ist. Ungestörte Coucurrenz in Ansehung aller Gegenstände

des menschlichen Willens, fördert diese und fördert ihre Vollkommen¬

heit; und freyer Gedankenverkehr ist das sicherste Mittel, Gedanken zu

erzeugen, und sie zu verbessern.

Aber dieser freye Gedankenverkehr im Volke, und mit einem

Worte: die Preß freyheir, ist auch ein Fundament einer republi¬

kanischen Regierung Kann über die wirkliche Staatsverwaltung, über

die Maximen und Handlungen der Regierung sich jeder im Volke frey

äußern, ohne davon besorgen zu dürfen, daß Wahrheiten, die einem

Mächtigen mißfallen, ihm Verderben bringen können, darf derSchrift,

steiler seine Gedanken über diese Gegenstände öffentlich machen, ohne

vorher bey einer Censur ansragen zu müssen, und kann er, nur für
Verunglimpfungen, und nur für Aeusserungen, welche die öffentliche

Meynung von der Stelle der höchsten Gewalt zu erschüttern und um¬

zuwenden bestimmt sind, verantwortlich gemacht werden, so wird schon

der dem Menschen natürliche Wunsch, von Andern nicht übel beur¬

theilt zu werden, die Regierung beklimmen, sich keine Handlungen zu

erlauben, die sie um die Achtung und daö Vertrauen deö Publikums

bringen müssen.
Sind nun auch die ersten zwey Fundamente einer republ'cani-

schen Regierung vorhanden, eine Nationalrepralenkaiion, und Gesetze,

welche die Willkühr des Regenten zu beschranken bestimmt sind, und

die zu beobachten er angelobt hat, so hat ein höchster Beherrscher der diese

Versprechen und die Rechte seines Volks verletzt, von der P"-eßfreyheit

zu besorgen, daß die durch ste dem Volke erleichterte Kunde von seinen
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despotischen Anschlägen , die öffentliche Meynung von der Stelle der
höchsten Gemalt wohl aufgelegt machen könne, ihn zu verlassen, und
daß die Nakionalrcprasentation dieselbe wohl aufnehmen könne.

Unter einer militairischen Regierung darf dieses auf wahre politische
Freyheit hinwirkende Princip nicht geduldet werden. Eine Eensur muß
hier jede die Staatsverwaltung tadelnde Aeusserung üreicben, und sie muß
dieErzählung solcher Thatsachen streichen, die solche radelnden Urtheile im
Volke entstehen lassen kd-inten. UngegründereS Lob des niederträchtigen
Schmeichlers wird dagegen gern gesehen, und dieses, da keine entgegen-
gefthte» Urtheile laut werden dürfen, ist oft im Stande die öffemliche Mey¬
nung zu verfälschen. Die Einfuhr der Producte des fremden Scbrift-
skellerg wird entweder verpönt, oder doch belästigt, und wenigstens
müssen auch diese Schriften gemustert werden, ob sich nicht Stellen
darin befinden, die das Publicum auf dir verwerfliche Staatsverwaltung
seiner Regierung aufmerksam, und mit ihr unzufrieden machen können.Macht diese Regierung es übel genug, so, daß selbst die von ihr besol¬
deten Lobpreiset, daö Publicum ihr nicht günstig machen können, und
wird sie besorgt, daß bey dieser ihr ungünstigen Stimmung der Geinü-
Iher im Volke, die öffentlicheMeynung von der Stelle der höchsten Ge-
walt, eine andere Stelle finden dürfte, dann schreitet sie zur gehei-
men Polizey. Das Daseyn dieses Ungeheuers in der moralischen
Welt, bringt eine Stille der Gedanken hervor, oft in ihrer Folge ähn¬
lich derjenigen Stille, die ein Verbothe von furchtbaren Orkanen in
der physischen Welt ist.

Verschiedene Wirkung der drey.Fundamente einer republica-
nischen Regierung auf ihren Zweck/ je nachdem/ wie
sie beschaffen sind.
Wir haben die StaatSverfassungen unterschieben, nicht sowohl

durch dle Beschaffenheit derRegierung selbst, ob sie nämlich republikanisch
odermilitairisch ist, als vielmehr durch die Fundamente, die in den Verfas¬
sungen vorhanden sind, die entweder aufeine republicanische oder auf eine
militairischeRegierung hinwirken. Sind die Fundamente zu einer re-
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publica»,ischeu Regierung gelegt, so nöthigen sie den Regenten, um die
gute öffentlicheMeynung von seiner Staatsverwaltung sich zu bemühen.
Es kann ihm nicht einerley seyn, ob die Beherrschten gut oder schlecht, von
ihm und seiner Regierung, und deren Maximen und Zwecken, urtheilen,
weil er es für möglich halten inuß, die öffentliche Me>)nung von der
Stelle der höchsten Gewalt, d. i. seinen Thron zu verlieren, wenn er das
Unglück hätte, jene gute öffentlicheMeynung zu verlieren. Die Funda¬
mente einer milirairischen Regierung bcfreyen den Regenten von dieser

Sorge. Daß eine militai'rische Regierung sich Alles erlauben dürfe, waö
ihr in den Sinn kömmt, ist unsere Meynung eben nicht. Umstände kön¬

nen eintreten, unter welchen der Despotism, so guterauch die Erhaltung
seiner Fundamente im Auge hat, die Entstehung einer die öffentlicheMey¬
nung an sich ziehenden, und zur höchsten Gewalt sich erhebenden Stelle
nicht verhindern kann Eben so wenig sagen wir, daß die Fundamente
einer republikanischen Regierung, dissslb« sofort um Ansehen und Macht
bringen werden, sobald sie sich irgend eine Verletzung derVolksrechle er¬

laubt. Die Fundamente republicanischcr und militairischer Regierun¬
gen wirken auf solche Regierungen hin; dieses allein behaup¬

ten wir. Sie bewirken solche Regierungen desto sicherer, je besser sie

beschaffen und gelegt sind; auch das ist unsere Meynung.
Bloße Provinzialversammlungen sind keine Naiionalreprasentation.

Sie bilden kein Ganzes. Wechselseitig auf einander haben ihre Be-
schlösse nur geringen, oft keinen Einfluß. Auf eine republicanische Re-
gierung hin, können sie weil weniger wirken, als eine Narionalrepra-
senlalion.

Haftet das Recht zurNakionalreprasenkation gerufen zu werden, auf
gewissen Familien im Volke, so wird dieser'Vorzug ihr Privatinlercsse
von dem Natwnalilitercsse scheiden. Ihr eigenes, oft ein der Nation
fremdes und ihr widerstreitendes Interesse wird ihre Wirksamkeit auf
Gesetze beleben. Gegen eine Regierung die sich hülh t, diesen Familien
übel zu thun, aber dasNationalinteresse wenig schont und achtet, hat die
Nation an diesen Repräsentanten, eine schlechte Schnhwehr.

Geht zwar dieNationalrepräsenkation aus dem Volke hervor, und
geht sie „ach Beendigung ihrer Geschäfte zum Volke zurück, sind aber
diese Depukirten der Bestechung zugänglich, kann die Regierung auf sie
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Lurch Begünstigungen, durch Anstellungen ihrer Angehörigen wirken,
so kann der Despoiism der Regierung, unter einer Repräsentation vo» die¬
ser Beschaffenheit, oft dreister vorschreiten, als wenn gar keineNational,
repräsentation der Regierung zur Seite wäre.

Eine vollkommene Nationalrepräsentation ist freylich eine bloße Idee.
Aber indem diese Idee dahin eyponirt wird, daß die Glieder, aus welchen
eine solche Gesetzgebung zusammengesetzt ist, kein fremdes Interesse, und
daß ste auch den Verstand, die Urcheilskraft und die Vernunft haben, die
der Erkenntniß der Objecte deö allgemeinen Interesses, und der, der Idee
7.S allgemeinen Willens zusagenden allgemeinen Zwgngsverbindlichkei»
ten, folglich dieser Erkenntnisse als Grundsätze fähig sind, so hat inan
auch die Grundsätze, wonach die bessere und schlechtere Beschaffenheit der
Nationalrepräsentation beurtheilt werden kann.

Auch die Gesetze, welche dieWillkühr des Regenten zu begrenzen be.
stimmt sind, und die er zu beobachten verspricht, können vo» verschiedenem
Werthe seyn. Wenn sie die öffentliche Meynung von der Stelle der hoch.
sten Gewalt, dieganzdem Regenten angehören sollte, zugleich aufeine an¬
dere Stelle leiten, und darauferhallen wollen, so sind sie sehr unvolikom-
men. Schwedens Staatsverfassung vor dem Jahr 1772 kann diesem
Gedanken zur Erläuterung dienen. Eine solche Constitution kann dieser
Verpflichtungen des Regenten »'egen, keine feste Regierung, und daher
auch keinen sichern rechtlichen Zustand dem Volke gewahren

Auch kann unter der Preßfreyheit, die derjenigen Constitution nicht
fehlen darf, welche den Regenten der guten öffentlichen Meynung bedürf«
tig wissen will, doch nicht die Freyheit, die Staatsverwaltung zu verläum»
den, oder gewisse Dinge halb zu sagen, um unrichtige, der Regierung nach.
«heilige Meynungen zu veranlassen, oder respeckwid» ig sich über den Regen¬
ten zu äussern, damitdie öffenklicheMeynung von derStelie der höchsten
Gewalt, de» Regenten zu verlasicn. aufgelegt w.rde, verstanden werden.
Weise Gesetze , welche den verbr cherisch n Mißbrauch der Prescheybeit
best mmen und vcrpönen , werden diesen Frevel und seine Folgen nicht entste¬
hen lasten; und unter solchen Gesetzen wird die Peeßfteyhcit der allgemeinen
Wohlfarih zuträglich seyn, indem ste die Regierung bewegen wird, Hand¬
lungen nicht zu thun, weiche als Ll)>.>sachen, die Preßsrenhcit zur öffenilichen
Kunde bringen könnte- und die als Verletzungen der Vviksrcchte würden an¬
gesehen werden. __
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